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Der Rentenschaden: Zur Berechnung des «Invaliditätsschadensl> auf neuer Grundlage

Lic. iw: Stephall Weber (Eglisau) •

Der Beitrag befasst sich in kritischer Auseinandersetzung
mit der neuen Bundesgcrichlspraxis mit einem Aspekt der
Berechnung des Dauerschadens infolge Invalidität: dem der
Berücksichtigung von Sozialversicherungsbeiträgen des Arbeit­
gebers und allfalligen Rentenkürzungen bei der Sozialvcrsichc~

rung im Hinblick auf die Schadensermiltlung. Fo.

Dans deux arrets recenls, publies au RO 1J3 J] 345 cl au RO
116 II 295, le Tribunal Fedcral a cgalemcl1l pfis en considera­
lion pour caleuler le dommage dü a!'invalidite les cOlllribulions
quc I'employeur du lese verse aux assurances sociales. L'article
qui suit tfaite du calcul du dommagc consecutif ~ll'invaliditeCl
examine s'il convient efrectivement de tenir compte des cotisa­
lions dcstinees aux assurances sociales. Le probleme que le Tri­
bunal Federal a souleve a juste titre pourrait, selon I'auteur,
trouvcr une solulion differente. I-Ij. J~

I. Prognoserisiko und Regelbildung

Die Berechnung des Dauerschadens infolge Invali­
dität gehört zu den anspruchsvollsten Aufgaben im
Haftpflichtrecht. Zwar gewöhnt sich der Praktiker
daran, die Existenz eines Menschen als wirtschaftli­
che Grösse darzustellen und selbst das seelische
Befmden in Geld abzuwägen. Fast unüberwindbar
sind aber die Schwierigkeiten und Zweifel, die sich bei
der Einschätzung der Erwerbschancen des Geschä­
digten einstellen, die vom beruflichen Werdegang,
von der Einkommensentwicklung, aber auch vom
Gesundheitszustand sowie von den Möglichkeiten
auf dem Arbeitsmarkt und vielen weiteren Faktoren
abhängen. Auch wenn die Invaliditätsschadensbe­
rechnung über weite Bereiche auf Spekulationen auf­
baut und sich die getroffenen Annahmen im nachhin­
ein als unzutreffend erweisen können, ist damit noch

·Wertvolle Hinweise zur Erstellung und Erprobung der
Berechnungsgrundlagcll verdanke ich meinem Kollegen Herrn
lic. oce. pub!. Kflrl Lellggenhager.

keineswegs gesagt, dass die Berechnung falsch sein
muss. Ein exakter Schadensnachweis ist weder mög­
lich noch vom Gesetz verlangt. Mit OR 42 ]] ist dem
Richter das nötige Ermessen in die Hand gegeben,
selbst dort zu einem Urteil zu kommen, wo ein zif­
fernmässiger Schadensnachweis nicht mehr beige­
bracht werden kann. Die Schadensermittlung ist
damit aber keineswegs ins Belieben des Richters
gestellt, OR 42 II trägt dem Richter vielmehr auf, den
gewöhnlichen Lauf der Dinge und die vom Geschä­
digten getroffenen Massnahmen zu berücksichtigen.
Das bedeutet nichts anderes I, als dass der Richter,
wenn konkrete Anhaltspunkte fehlen, auf Erfah­
rungs- und Durchschnittswerte zurückgreifen muss;
auf eine Formel gebracht, den Schaden so konkret wie
möglich und so abstrakt wie nötig ermitteln soll.

Erst wenn der Richter diesen Ralunen verlässt, den
Rechtsbegriff des Schadens verkennt oder auf unzu­
lässige Berechnungsgrundsätze abstellt', setzt die
juristische Diskussion ein und kann in rechtlicher
Hinsicht von «richtig» und <<falsch» die Rede sein,
soweit die Aussagen überhaupt falsifizierbar sind.

Ein solcher Streitpunkt betrifft die Frage, welches
Einkommen des Geschädigten der Schadensberech­
nung zugrunde zu legen ist, ob vom Brullo- oder Net­
lolohn auszugehen ist, ob auch die Sozialversiche-

IOcr Passus «vom Geschädigten getroffene Massnaluncn»,
der ganz unterschiedliche Erklärungen erfahren hai (vgl.
BreIE/li: Berner Komm. zu OR 41-44/Bcrn 19861 N 56 zu OR
42), ist mit Becker(Berner Komm., Bd. VII] [2. A. Bern 19451
N 5 zu OR 42) als Verweis auf das «Individuelle des Schadcn­
falles» zu deuten.

2 Zwischen Schadenschätzung, Schadensbegriff lind
Berechnungsmethode besteht eine untrennbare Verbindung.
Was als Schaden gilt, beantwortet sich aus dieser nicht leicht
durchschaubaren Trias; so auch Rofalld Sc/wer: Grundzüge des
Zusammcl1wirkens von Schadenausgleichsyslemcll (Basel/
Frankfurt a.M. 1984) N 270f., 295.
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rungsbeiträge des Arbeitgebers oder allfällige Renten­
kürzungen bei der Schadensermittlung zu berücksich­
tigen sind. Anlass zu den folgenden Zeilen gaben zwei
neuere Entscheide des Bundesgerichts, die sich mit
diesem Problemkreis befassen und die Invaliditäts­
schadensberechnung auf eine neue Grundlage gestellt
haben. Den beiden Urteilen kommt umso grössere
Bedeutung zu, als sich in Judikatur und Literatur zu
den aufgeworfenen Fragen nur wenige und kaum ver­
tiefte Hinweise finden'. Die Zurückhaltung mag mit
dem grossen Prognoserisiko zusammenhängen, das
gegen jede weitere Differenzierung spricht. Auf eine
Regelbildung im Sinne einer Konkretisierung des
Merkmals «Schaden» kann dennoch nicht verzichtet
werden, denn nur so ist das Ergebnis rational nach­
vollzieh- und überprüfbar.

II. Berechnungsmethode des Bundesgcrichts:
Brullolohn und ArbcitgcberbcitTägc

Während die Praxis bislang auf das, einzig um die
sog. Gewinnungskosten 4 bereinigte, BmtlOeinkom­
men abgestellt hat, gehört seit der in BGE 113 11 345
eingeleiteten und in BGE 11611295 bestätigten Recht­
sprechung des Bundesgerichts nicht nur der Lohn­
ausfall zum Schaden, der Haftpflichtige hat vielmehr
auch «für eine Beeinträchtigung künftiger Sozialversi­
cherungsleistungen» einzustehen. Der Schadenersatz
erstreckt sich m.a.W. über die eigentliche Erwerbs­
phase hinaus auch auf die Altersversorgung. Man
kann diesen Schaden - in Anlehnung an die in
Deutschland verwendete Terminologie - als Renten­
verkürzungsschaden oder besser 5 und kürzer als
Rentenschaden bezeichnen.

Dass auch der durch Beitragslücken entstandene
Verlust an Rentenleistungen zu ersetzen ist, kann
kaum ernsthaft bestritten werden 6. Der Schädiger hat

J Zitate in den folgenden Anmerkungen.
.1 Gemeint sind damit die zur Erzielung des Einkommens

notwendigen Aufwendungen; vgl. BGE 90 11185/188; I3reltm:
Berner Komm. N 23 Yorbem. zu OR 45 und 46. Das BGer hält
im zitierten Entscheid ausdrücklich fest, dass die Versiche­
rungsprämien nicht als Gewinnungskosten zu betrachten seien:
«Sie stellen vielmehr vorsorgliche Aufwendungen dar, die dazu
bestimmt sind, den Lebensunterhalt des Einkommensempfän­
gers oder seiner Hinterlassenen zu sichern für den Fall, dass
infolge von Unfall, Krankheit oder Alter der Arbeitsverdienst
wegfallen sollte. Es handelt sich bei solchen PrämienzahJungen
um die Verwendung eines Teils des Einkommens zu einem
Zweck, der mit der Ausübung der Erwerbstätigkeit und dem
damit erL:ielten Einkommen keinen Zusammenhang aufweist»;
a.a.0.188.

.5 Der Begriff «Rentenverkürzungsschaden» trägt pleonasti­
sche Züge.

6 So auch HallS Merz: Schweizerisches Privatrecht, Bd. VIII
(Basel/Frankfurt a. M. 1984) 202 sowie die in Anm. 9 zitierten
Autoren.

g~u!ldsätzlich für sämtliche Nachteile einzustehen, die
auf das haftungsbegründende Ereignis zurückführen.
Bedenken ruft aber die auf einen Vorschlag von
Brehm 7 zurückgehende Berechnungsweise: Dem dro­
henden Rentenverlust soll nämlich dadurch Rech­
nung getragen werden, dass «nicht nur die Arbeitneh­
mer-, sondern auch die die Höhe des künftigen Ren­
tenanspruchs mitbeeinflussenden, zufolge Verlustes
der Erwerbsfähigkeit aber entfallenden Arbeitgeber­
beiträge einzubeziehen sind» '. Zu Recht verworfen
hat das Bundesgericht die Ansicht, dem Rentenscha­
den sei dadurch zu begegnen, dass der Verdienstaus­
faU nach Mortalität, d. h. bis zum mutmasslichen
Ableben kapitalisiert wird'. Die Höhe der Alterslei­
stungen Liegt in aUer Regel unter dem bisherigen
Lohn, und der Geschädigte verliert nicht zwangsläu­
fig sämtliche Anwartschaften. Aus der Sicht der «Bei­
tragsrechnung» folgerichtig sind auch die Präzisierun­
gen in BGE 116 II 2951298f., wonach nur die Sozial­
abgaben der AHV und der beruflichen Vorsorge
geschuldet sind, nicht aber die Prämien der Iv, AlV
und EO 10 und diese nur solange, als sie überhaupt
rentenbildende Funktion haben ".

IlI. Kritik und Folgerung: Entschädigung
auf der Basis des NelloeinkoIllmens
und des effektiven Rcntenverlustes

Mit dem Einbezug der Sozialversicherungsbei­
träge wird der Finger an die falsche Stelle gelegt. Der
Schaden besteht ja nicht im Ausfall der Versiche-

7 Berner Komm. N 25 Vorbem. zu OR 45 und 46.
Il BGE 113 11 350; Hervorhebung vom Verfasser.
9 In diese Richtung Guhl/Merz/KwlImer: Das Schweizeri­

sche Obligationenrecht (7. A. Zürich 1980) 71 (in der von Kol­
lerbearbeiteten NeuauOage j8.A. Zürich 19911 wird auf S. 77
nur noch auf die hier zur Diskussion gestellte Bundesgerichts­
praxis verwiesen); Kar! Oftinger: Schweizerisches HaftpOicht­
recht Bd.I (4.A. Zürich 1975) 203, die sich, was freilich ent­
scheidend ist, aber nicht dazu äussern, welche Beträge im Ruhe­
stand einzusetzen sind.

10 Die mit diesen Beiträgen versicherten Risiken werden
durch die Ersatzleistung abgegolten und können sich gar nicht
mehr realisieren.

11 Für die AHV trifft dies bis zur Altergrenze62/65 zu, wes­
halb das Bundesgericht temporär auf dieses Endalter kapitali­
siert. Das gleiche gilt selbstverständlich auch für die Arbeitneh­
merbeiträge, so dass sich für diese die gleiche Terminierung auf­
drängen würde.

Klargestellt hat das Bundesgericht zudem, dass sich die Bei­
träge der zweiten Säule nur auf den koordinierten Lohn bezie­
hen. Da sich das Ha[{pOichtrecht aber an den faktischen Ver­
hältnissen und nicht an gesetzlichen Vorgaben orientiert, sind
selbstverständlich auch über die Normversicherung hinausge­
hende Pensionskassenbeiträge zu berücksichtigen, solche wur­
den indessen nicht geltend gemacht.
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rungsbeiträge, die zweckgebunden sind und dem
Geschädigten vor Erreichen des Rentenalters gar
nicht zur Verfügung stehen und somit für jene Periode
auch nicht zum relevanten Schaden gehören. Mit den
Sozialabgaben, und zwar sowohl jenen des Arbeit­
nehmers wie jenen des Arbeitgebers, wird die Höhe
der Altersleistungen bestimmt. Fehlende Beiträge füh­
ren zu einer Verminderung der Altersleislungen, und
dieser Verlust und nicht die Beiträge sind dem Geschä­
digten zuzusprechen. Der bundesgerichtlichen
Berechnungsweise könnte (zumindest im Ergebnis)
dann zugestimmt werden, wenn die über die ganze
Beitragsdauer zu entrichtenden Abgaben mit den
späteren Altersleistungen summenmässig identisch
wären, was freilich nicht zutrifft 12, oder, wenn das
Sozialversicherungsrecht einen Weg vorsehen würde,
auf dem der Geschädigte durch die Weiterbezahlung
der Beiträge dem Rentenverlust vorbeugen kann 13

Eine Aufstockungsmöglich.keit im Sinne eines
systemgerechten Ausgleichs des Rentenschadens
durch Zahlung der Beitragsdifferenz ist indessen
nicht vorgesehen 14.

Der Haftpflichtige hat sein Opfer so zu stellen, wie
es dastehen würde, wenn das schädigende Ereignis
nicht dazwischen getreten wäre, nicht sch.lechter, aber
auch nicht besser. Als Schaden gilt nach traditionel­
lem Verständnis die Differenz zwischen dem gegen­
wärtigen Stand des Vermögens und dem Stand, den
das Vermögen des Geschädigten ohne das in Frage

12 Bei der AHV schon deshalb nicht, weil die Prämien nach
dem Umlageverfahren bestimmt werden und zudem ein fixer
Beitragssatz gilt, der bei Personen mit höheren Einkommen
grässere Beiträge einfordert, als dies nach dem Äquivalenzprin­
zip vcrsicherungslcchnisch gebOlcn wäre; vgl. Alfred Maurer:
Schweizerisches Sozialversicherungsrecht. Bd. U (Bcrn 1981)
47f. Aber auch bei der zweiten Säule entsprechen die geleiste­
ten Beiträge nicht der versprochenen Leistung. Zum einen CIlI­
halten die Prämien Risikoanteile für Tod und Invalidität, aber
auch Administrativ- und Sicherheitsleistungen, anderseits ist
die Beitragshöhe so bemessen, dass die Versichertengemein­
schaft und nicht der einzelne Versicherte die zur Deckung not­
wendigen Mittel aufbringen kann. Demgegenüber ist das Haft­
pOichtrecht allein dem Lndividualausglcich vcrpOichtct.

13 Eine solche Lösung, gekoppelt mit einer Legalzession des
Sozialversicherungsträgers ist in § 119 des X. deutschen Sozial­
gesetzbuches vorgesehen; vgI. dazu Geigel: Der HaftpDichtpro­
zess (20. A. München 1990) Kap. 4 N 130 ff. sowie Kap. 30.

14 Bei der AHV besteht einzig bei voller Erwerbsunfähigkeit
durch die weiterbestehende BeitragspOicht (vgl. bei Anm.35)
die Möglichkeit (nicht Gewähr), die Rentenposition zu verbes­
sern. Bei der beruOichen Vorsorge tritt im Invaliditätsfall regel­
mässig eine Prämienbefreiung ein, doch werden die Invalidi­
tätsleistungen in Höhe der im Rücktrittsalter zu erwartenden
Anwartschaften ausgerichtet (vgI. BVG 24). Da vom aktuellen
Lohn ausgegangen wird, ist eine Benachteiligung aber auch hier
nicht ausgeschlossen.

stehende Ereignis hätte IS. Übertragen auf den Invali­
ditätsschaden bedeutet dies, dass für den Zeitraum
der Erwerbstätigkeit nur der Verlust des Einkom­
mens nach Massgabe des Nellolohnes zu einem Scha­
den führen kann, denn nur dieser Betrag f1iesst dem
Geschädigten zu und kann folglich einen Vermögens­
zuwachs bzw. -verlust bewirken ". 1m Ruhestand tre­
ten an die Stelle der Erwerbseinkünfte die Altersren­
ten. Als Schaden präsentiert sich in dieser Phase die
durch die Beitragslücken entstandene Kürzung der
Altersleist/tngen.

Auch das Bundesgericht hat diese Berechnungs­
methode in einem Fall angewandt, in dem die
Geschädigte infolge der unfallbedingten Invalidität
vorzeitig pensioniert wurde und in der Folge auf
Ersatz der Rentenkürzung klagte 17 Das Bundesge­
richt hat die entgangenen Pensionskassenleistungen
zugesprochen und die nicht mehr zu erbringenden
Pensionskassenbeiträge als Vorteil angerechnet I'.

Diese Berechnungsweise gilt aber nicht nur, wenn die
Nachteile konkret ermittelt und die entsprechenden
Schadenspositionen geltend gemacht werden. Darauf,
dass der Betroffene frühzeitig in Pension geht, kommt
es jedenfalls nicht an. Freilich kann sich bei älteren
Arbeitnehmern diese Lösung als sinnvoll erweisen.
Ist der Geschädigte aber in der Lage weiterzuarbeiten
und eine Wiedereingliederung möglich und zumut­
bar, kann auch ein Verstoss gegen die Schadenminde­
rungspflicht vorliegen 19.

15 Statt vieler Ojringer(zit. Anm. 9) 54.
16 Nettolohn ist der um sämtliche Sozialabzüge bereinigte

Lohn zuzüglich Kinder- und andere nicht beiLragspOichtige
Zulagen, soweit diese nicht im Zusammenhang mit der Berufs­
ausübung stehen und daher als Gewinnungskosten (vgl. vorn
Anm. 4) in Abzug zu bringen sind.

17 Urteil v. 11.11.1980 i.S. Alpina/Neuhaus, SZS1987, 162/
164; gleich auch SJZ 76/1980 Nr.1 5.15; dazu auch Brehm,
Berner Komm. N 108 fr. zu OR 46.

18 Nach Alfred Keller (Haftpflicht im Privatrecht, Bd.1I
[Bern 1987154) sind die eingesparten Beiträge mit einem tem­
porären Koeffizienten zu errechnen und vom aufgeschoben
kapitalisierten Rentenschaden abzuziehen. Die Beiträge
machen sich aber beim Einkommen als «Vorteil» bemerkbar
und sind daher dort in Abzug zu bringen, was mittels einer ein­
fachen Subtraktion ohne separate Kapitalisierung geschieht. ­
Nicht abgezogen hat das ßGer im zitierten Entscheid die Bei­
triige der AHVIIV, doch wurde als Korrelat auch kein diesbe­
züglicher Rentensc!mden zugesprochen.

19 Macht der Geschädigte infolge der Invalidität vom flexi­
blen AltersrücktriH Gebrauch, wird man ihm kaum eine Verlet­
zung der SchadenminderungspOicht vorwerfen können. Zu
erstatten ist bei dieser Konstellation die Differenz zwischen
dem Arbeitsverdienst und der bezogenen Rente und ab dem
normalen Pensionierungsdatulll der Fehlbetrag zur Voll rente.
Der Pensionskasse steht für ihre Leistungen kein Regressan­
spruch zu, da die Renten wegen Erreichens der Altersgrenze
allsbezahh werden und es somit an der Kongruenz zum Scha­
den fehlt.
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IV. Kapitalisierung: Terminiert auf Pensionsalter

Das Bundesgericht hält bei der Kapitalisierung der
Erwerbseinkünfte nach wie vor an den Aktivitätsta­
bellen von Sraujfer/SchaelZiefest 20• Diese basieren auf
der abstrakten Erwerbsfähigkeit, nicht auf der
Erwerbstäligkeit, d. h. darauf, wie lange tatsächlich
einem Erwerb nachgegangen wird ". Nicht zuletzt im
Zuge der gut ausgebauten Altersversorgung ziehen
sich v. a. Unselbständigerwerbende heute in der ganz
überwiegenden Zahl im Pensionsalter aus dem
Erwerbsleben zurück". Die Aktivitätserwartung ent­
spricht daher nicht mehr dem «gewölmlichen Lauf
der Dinge» (OR 42 II), die Lebenserfahrung legt viel­
mehr die Kapitalisierung auf das Pensionsalter nahe,
sofern nicht konkrete Umstände für eine andere Ter­
minierung sprechen 23.

Dies gilt um so mehr, als nunmehr auch die Alters­
versorgung in die Kalkulation einbezogen und somit
für die ganze Lebensspanne Schadenersatz zu leisten
ist. Aus Gründen der Praktikabilität, aber auch um
Überschneidungen von Einkommens- ,md Renten­
schaden zu vermeiden", die ohnehin nicht dem
RegelfaLJe entsprechen, muss zwischen der Erwerbs­
phase und dem Ruhestand ein klarer Trennstrich
gezogen werden. Von begründeten Einzelfällen abge­
sehen, ist der Erwerbsschaden stets temporär auf
Endalter 62 bei Frauen und 65 bei Männern zu kapi-

20 BGE 11611 297; 11311 349; grundlegend 10411 309. Eine
Ausnahme macht das BGer wie erwähnt nur für die Arbcitgc­
herbeiträgc, vgl. vorstehend Anm. 11.

21 Vgl. SW/ljJer/SclwelZle: Barwerttafeln (4. A. Zürich 1989)
N 991.

22 Vgl. die statistischen Nachweise bei Perer Stein: Die mass­
gebende Renlcnlafel, Juristische Schriften des TeS (Genf
1989) 21 [f.

23 Die Tendenz geht sogar in Riclllung tieferes RCl1lcnaltcr,
was im HaftpOiclllrecht, das Annahmen für die Zukunft trifft,
umso mehr Beachtung finden muss! Gleich wie hier auch die
neuere Lehre: Schaer(zit. Anm. 2) N 147ff., 1116: «Die heutige
KonjunklurJage sowie die herrschende Arbeits- und Sozialpoli­
tik lassen die Rücktritlwahrscheinlichkeit mit Alter 65 als
Erfahrungstatsache erscheinen»; A. Keller (zit. Anm.18) 59;
kritisch auch SclwjJ7ulIlser/Zellweger: Grundriss des schweizeri­
schen Strassenverkehrsrechts. Bd.1I (Bern 1988) N J181 fL, die
allerdings «wirklich tragfähige bessere Konzepte» vermissen.
Für problematisch halte ich die Ansicht von J3reltm, ßemer
Komm. N 51 ff. Vorbem. zu OR 44 und 46, wonach die für dcn
Geschädigten vorteilhafte Kapitalisierung Prognoseschwierig­
keiten ausglcicht, dic sich zu Lasten des Geschädigtcn auswir­
ken.

14 Zwar ist eine Kumulation von EinkolTImens- und Renten­
leistung durchaus möglich, ebenso abcr auch ein Aufschub der
Rente, so dass mit cinem modifiziertcn Umwandlungssatz
gerechnet werden müsste (vgl. AHVG 39, AHVV 55tcr). Auf
solche Szenarien ist aber ohne begründeten Anlass zu verLich­
ten.

taLisieren 25 , der Rentenschaden aufgeschOben auf
diesen Termin nach Mortalität mit den Tafeln 31 oder
32 26 .

V. Bcrcchnung dcs Renlenschadcns

Da nach der hier vorgetragenen Ansicht nur die
effektive Verminderung der Altersrenten Gegenstand
des Schadenersatzes sein kann, ist von Bedeutung,
von welchen Voraussetzungen der Bestand und die
Höhe der Rentenleistungen abhängt und wie sich die
Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit auf
diese auswirkt.

Die Altersversorgung setzt sich, neben den aus
dem Erwerb geäufneten und daher nicht zusätzlich zu
entschädigenden Ersparnissen 27, aus den Leistungen
der AHV sowie der beruflichen Vorsorge zusammen.
Zur Berechnung des Rentenschadens müssen dem­
nach die ohne Unfallereignis hypothetisch erzielba­
ren Altersleistungen der ersten und zweiten Säule der
Rentensituation gegenübergestellt werden, die nach
dem Unfall, auf Grund des reduzierten oder fehlen­
den Einkommens zu erwarten ist.

I. ErsleSiiule:AHV

Die Höhe der AH V-Leistungen hängt von der
durchschnittlichen Lohnhöhe sowie der Beitrags­
dauer ab. Sämtliche vom Versicherten erzielten und
abgereclmeten Lohnsummen werden zusammenge­
zählt, durch die Anzahl Beitragsjahre dividiert 28 und
zum Ausgleich der Teuerung mit einem Aufwertungs­
faktor 29 multipliziert. Das so ermittelte Durch­
schnittseinkommen weist auf der Rentenskala die
Leistungshöhe aus. Für die Bestimmung der hypothe­
tischen AHV-Rente, d. h. der Altersleistungen, die
der Betroffene ohne das schädigende Ereignis mut­
massLich erhalten hätte, muss die Lohnsummenrech­
nung mit dem geschätzten Val.ideneinkommen

25 Zur Anwcndung kommen Tafel 18 und 19.
26 Vg1. Beispiel 4 bei StaujJerlSclwe/zle (zit. Anm. 21) S. 30.

Mittels einer Korrekturrcchnung kann noch dem Invaliditiitsri­
siko bis zum Rentenbezug Rechnung getragen werden (vgl. das
Rechenbeispiel bei ßrehm, ßerner Komm. N J10 zu OR 46),
wovon angesichts der anderweiligen Ungenauigkeiten aber
abgesehen werden kann.

27 Dies gilt auch für die gebundene Vorsorge im Rahmen der
Siiule 3 A.

2l! AHVG 30. Die Ausglcichskassc führt für jeden Versi­
cherten ein individuelles Kollto, in das der AHV-pnichtige
Lohn eingetragen wird. Ein Gesamtauszug kaJU1 vom Versi­
cherten jederzeit angcfordcrt werden.

2Y AHVG 30 IV, AHVV 5Ibi~. Das Bundesamt für Sozial­
versicherung gibt alljährlich die massgebende 11\belle heraus.
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ergänzt werden 30 Von der so ermittelten Rente ist in
einem zweiten Schritt der Rentenanspruch zu subtra­
hieren, der auf Grund der noch erzielbaren Einkünfte
zu erwarten ist 3 '. Da die Beiträge zukünftig auf einem
tieferen Lohn zu entrichten sind, wirkt sich die Invali­
dität dann auf die AHV-Leistungen aus, wenn der
Behinderte den Maximallohn von z. Zt. Fr. 64800.­
nicht mehr erreicht 32.

Ist der Geschädigte nicht mehr erwerbsfähig, resul­
tieren für die verbleibende Versicherungsdauer Bei­
tragslücken, was gemäss AHVG 38 eine Kürzung des
Rentenanspruchs zur Folge hat 33. Der Rentenscha­
den ergibt sich daher aus der Differenz der mutmass­
lichen, anhand des Valideneinkommens geschätzten
Rente und der im Verhältnis der fehlenden Beitrags­
jahre gekürzten Teilrente, auf die der Geschädigte
unter Zugrundelegung der bisherigen Beiträge
Anspruch hätte.

Die skizzierte Berechnungsweise ist allerdings
insofern nicht ganz korrekt, als der Geschädigte"
auch bei vollsländiger Erwerbsunfähigkeil weiterhin
Beiträge an die AHV, rv und EO zu entrichten hat 35,

die grundsätzlich neben dem Nettolohn geschuldet
sind. Auch diese Beiträge werden in Erwerbseinkom­
men umgerechnet 36, so dass, soweit auf dieser Basis
entschädigt wird, bei der Ermittlung des Rentenan­
spruchs anstelle der Kürzung für die verbleibende
Beitragsdauer das so anrechenbare Einkommen ein­
zusetzen ist. Der Einbezug der Sozialversichenmgs­
beiträge unter Berücksichtigung der Auswirkungen

30 Die Rechnungsschriltc lassen sich auf folgende Formel
zusammenziehen:
(bisherige Lohnsumrnc x Aufwcrtungsfaklor) + zukünftige Lohllsummcn

mögliche Bcitragsjahrc

31 An die Stelle des geschätzten Valideneinkommens ist in
der obcnstchcndcn Formel der noch mögliche Verdienst (sog.
Invalideneinkommen) zu setzen.

32 Nicht berücksichtigt werden darf die Besitzstandsgarantie
von AHVG 33bis, wonach bei der Bemessung der AHV-Renle
auf die Berechnungsgrundlage der IV-Rente abzustellen ist,
wcnn diese für den Geschädiglen günsliger ist. Diese Rechts­
wohltat kommt dem Geschädigten, nicht dem Schädiger zugute.
Fürdas HaftpnichlrechtistdieVermögenslage massgebend, die
bestehen würde, wenn keinerlei Ersatzleistungen in die Lücke
treten. Durch die Invalidität ausgelöste oder modifizierte Versi­
cherungsleislungen können den Haftpnichtigen nicht entlasten.

33 Das Rcntenbetreffnis wird für jedes fehlende Beitragsjahr
um 1/44 gekür.lt, der genaue Kürzungssatz bzw. die massgebende
Rentenskala ergibt sich aus AHVV 52.

34 Ausgenommen Ehefrauen und Wilwen, AHVG 3.
3S Zur Beitragsbemessung wird dabei auf das Rentenein­

kommen und das Vermögen abgestellt; vgl. AHVV 28. Diese
Beitragsbemcssung kommt auch zum Zuge, wenn auf Grund
des geringen Einkommens der geforderte Mindesbeitrag nicht
erreicht wird; AHVG 10, AHW 281, 28bis.

36 Die Umrechnungsformel findet sich in AHVG 30 IlI.

auf die AJtersleistwlgen weicht im Ergebnis nur ganz
geringfügig von der «Beitragslücken-Rechnung» ab.
Die recht umständliche Berechnungsweise sollte
dal,er nur dort zum Zuge kommen, wo anhand des
velfügbaren Zahlenmaterials (Einkommensprog­
nose, lnvaliditätsgrad usw.) eine weitere Präzisierung
sinnvoll erscheint 37. 38.

2. Z,,'eile Säule: Berufliche VorsOIge

Für die zweite Säule besteht kein einheitliches Ver­
sicherungssystem 39 Zur Berechnung des Renten­
schadens sind daher nur bedingt verallgemeinerungs­
fähige Aussagen möglich. Grundsätzlich ist zwischen
zwei verschiedenen Kassenmodellen zu unterschei­
den 40 Nach dem einen, dem sogenannten Beirragspri­
1111/1, hängt die Rentenhöhe von den einbezahlten Bei­
trägen ab. Entsprechend muss zur Bestimmung des
Rentenschadens das im Unfallzeitpunkt bereits ange­
sparte Alterskapital 41

, allenfalls ergänzt um die noch
möglichen Beitragsleistungen 42 , der Summe der
Altersgutschriften gegenüber gestellt werden, die der
Geschädigte auf Grund des geschätzten Validenein­
kommens bis zum Rentenalter gespart hätte. Der zu
erwartende Rentenverlust kann alsdann mit dem

37 Da zur Bestimmung der Beitragshöhe auch die Vermö­
gensverhältnisse des Geschädigten (inklusive jene der Ehefrau)
zu berücksichtigen sind, wird die Schadensberechnung zudem
mit einem weiteren Unsicherheitsfaktor belastet.

38 Bei verheirateten Miinnern müsste zudem anstelle der
einfachen Altersrentc mit einer Ehepaarreme gerechnet wer­
den, denn der Rentenanspruch steht nach geltendem Recht
dem Ehemann zu. Um dem Vorverslerben des Partners Rech­
nung zu tragen, ist dann aber anders zu kapitalisieren. Ange­
sichts der sich im Gange befindlichen Reformbestrebungen in
Richtung zivilstandsunabhängige Rente rechtfertigt es sich, auf
diese Komplizierung zu venichten lind die Sonderregelung nur
bei ~iltercn Ehepaaren mit cincm runden Zuschlag zu berück­
sichtigen. Bei Ehefraucn liegt anderseits nach heurigem AHV­
Syslem dann kein Rentenschadcll vor, wenn bereils mit den Bei­
trägen des Mannes die Maximalreme ausgewiesen ist. Aus den
erwähnten Gründen sollte abcr auch hier bei jüngeren Geschä­
digten nicht auf dieser Grundlage gerechnet werden. Analog
dem Vorgehcn bei der geschiedenen Ehefrau kann, soweit wäh­
rend der Ehe keine Erwerbst1itigkeit ausgeübt wurde, unter
Ausschluss dieser Jahre gerechnet werden.

39 Das BVG legt als Rahmengesetz lediglich den Minimal­
standard fest. Zur konkreten Ermittlung dcs Rcntenschadens
ist stets das Pellsionskassenreglemelll beizuziehen, das weiterge­
hende Leistungen vorsehen kann.

40 Vgl. dazu enrl J-/elbling: Personalvorsorge und BVG
(5. A. BcrnlStullgart 1990) insbes. 10 t ff., 139 ff.

41 Dieses setzt sich aus den Beiträgen, aus Freizügigkeitslei­
slungen und den Zinsgutschriften zusammcn.

42 Zu beachten ist. dass sich bei Versicherten mit einer
50%igen Invalidität i.S. des IVG, der Koordinationsabzug auf
die Hälfte verringen, BVV2 4.
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massgebenden Rentensatz" bestimmt werden. Die
Beiträge beziehen sich dabei entweder auf den soge­
mumten koordiItierten Lohn"4, sie können aber
durchaus den vollen Lolm oder zumindest einen
überschiessenden Teil betreffen.

Anders ist bei den Leisrungsprimarkassell vorzuge­
hen. Hier bestimmt sich die RentenJeistung nicht in
erster Linie nach den Altersgutschriften, sondern in
Form eines fixen Lohnanteils. Die hypothetische
Rente kann meist direkt nach einem bestimmten Pro­
zentsatz des angenommenen Validenlohnes geschätzt
werden. Massgebend ist in aller Regel aber nicht der
Durchschnittslohn, sondern der Arbeitsverdienst im
Zeitpunkt der Pensionierung. Der Teilrentenan­
spruch errechnet sich im Verhältnis der fehlenden
Beitragsjahre bzw. der Lohnverminderung, wobei ­
bei einer altersabhängigen Staffelfinanzierung - die
Kürzung nicht proportional ausfallen muss.

3. NOIIVelldigkeir 11011 Vereinfachullgell

Die skizzierte Berechnungsweise mag auf den
ersten Blick kompliziert erscheinen. Dem Haft­
pflichtrecht ist aber nun einmal aufgetragen, die Ver­
hältnisse so zu rekonstruieren, wie sie sich beim
Geschädigten (wenigstens hypothetisch) darstellen.
Darin liegt die Schwierigkeit, zugleich aber auch seine
Überlegenheit gegenüber anderen Entschädigungssy­
stemen. Der vorgetragene Standpunkt zeigt zudem
nur die einzuschlagende Richtung und nicht die im
Einzelfall zu treffenden Differenzierungen. Eine allzu
kleinliche Rechnerei, die angesichts der Prognose­
schwierigkeiten ohnehin nur Scheingenauigkeit sein
kann, sollte jedenfalls vermieden werden. So ist z. B.
bei Jugendlichen, bei denen sich die meist nur vagen
Annalunen über mehrere Jahrzehnte projizieren, die
Rentensituation mit einer pauschalen Quote des
geschätzten Validenlohnes festzusetzen "5. Nach sol­
chen Vereinfachungen darf aber erst gesucht werden,
wenn über das «Wie» der Berechnung Klarheit
besteht. Keinesfalls darf mit dem biossen Hinweis auf

.jJ I ach BVV2 17 I beträgt der Mindcstumwandlungssalz
7,2%.

.U Dieser liegt (Stand: J992) zwischen den Grcnzbclrägcn
von Fr. 21600 und Fr. 64 800; vgl. BVG 8, BVV2 3-5.

4.s Nach den Vorstellungen des Gesetzgebers sollen die
AltersleiSlungen der 1. und 2. Säule zusammen einen Rcntcnbc­
trag in Höhe von 60% des letzten Bruttolohnes garantieren. Bei
gUI ausgebauten Pcnsionskasscll wird dieser Betrag allein mit
den Leistungen der 2. Säule erreicht. Die Sclliitzwerle sind in
diesem Slreubereich anzusiedeln. Mit zunehmendem Alter und
Festigung der beruHichen Situation kann die Rentcnposition
gcnaucr bestimmt werden.

elie Praktikabilität oder mit Kompensationsüberle­
gungen, die an einer Stelle nehmen, was an der andern
möglicherweise fehlt, die Diskussion abgeschnitten
werden. Hier gilt erst recht, wenn die Auswirkungen,
wie bei den hier gegenübergestellten Kalkulations­
methoden, beträchtlich sind.

VI. Regress des Sozialversicherers

Der Sozialversicherer regressiert nach dem Grund­
satz der zeitlichen Kongruenz für den nämlichen Zeit­
raum, für den ein entsprechender Haftpflichtan­
spruch besteht. Da der Schadenersatz nach geänder­
ter Anschauung auch die entgangenen Altersleistun­
gen einschliesst, beschränkt sich der Regress nicht
mehr auf die Zeitspanne, während der der Geschä­
digte aktiv gewesen wäre, sondern IImfassr allch die
A/rers/eisl<mgell, soweit der Sozialversicherer dafür
leistungspflichtig bleibt oder wird.

Ist ein UVG-Versicherer beteiligt, wird der
Geschädigte im Alter in aller Regel keinen Direkt­
schaden erleiden, jedenfalls dann nicht, wenn sich
sein Arbeitsverdienst im Bereich der versicherten
Lohnspanne"' bewegt und elas geschätzte haftpllicht­
rechtliche Durchsclmittseinkommen nicht allzu weit
vom versicherten Verdienst"7 entfernt ist. Nicht selten
wird der Geschädigte im Alter sogar besser
dastehen "8, als «normale» Al-lV- lind Pensionskas­
senbezüger. Die Entschädigung für den Rentenscha­
den kommt daher in erster Linie dem regressierenden
Sozialversicherer zugute.

Mit der bundesgerichtlichen Berechnungsmethode
- Entschädigung auf der Basis des Bruttolohnes plus
Arbeitgeberbeiträge -, und auch das spricht und
zwingt zur Änderung der Berechnungsmethode, wird
die Regressabwicklung vor grösste Probleme gestellt.
Da der Rentenschaden den Versicherungsbeiträgen
gleichgesetzt wird, im Effekt aber die Altersleistun­
gen betrifft, wäre der nach der Aktivitätserwartung
bzw. bis zum Rentenalter ermittelte Schadensbetrag
den nach Mortalität kapitalisierten Sozialversiche­
rungsleiSlUngen gegenüberzustellen. Auf Grund der

46 ach UVG 15 Ul sollie dies für über 90%dcr Arbeitnch­
mer zutreffen.

41 Die Renten des Unfallversicherers berechnen sich nicht
prospektiv, sondern nach dem Einkommen, das der Verunfallte
im Jahr vor dem Unfall bezogen hat (UVG 15 11).

48 Mit einer Komplcmenlärrcntc erhiill der Geschiidigte bis
zu 90% des versicherten Verdienstes, mit den Leistungen der
Pcnsionskasse kann es sogar mehr sein, vgl. BVG 34 11. BW 2
24 I, die lediglich Kann-Vorschriflen sind lind auf den l11utmass­
lichen entgangenen Verdienst abstcllen.
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verwendeten Kapitalisierungsfaktoren drängt sich
aber eine andere Vorgehensweise auf. Zwar liesse sich
argumentieren, den Arbeitgeberbeiträgen stehe keine
kongruente Versicherungsleistung gegenüber, doch
wird sich der Sozialversicherer, der eine lebenslängli­
che Rente erbringt, kaum mit diesem Einwand abfin­
den. Wird der Rentenschaden nach der hier vorge­
schlagenen Methode berechnet, bestehen dagegen
ohne weiteres vergleichbare Verhältnisse. Zu ent­
scheiden ist einzig, ob der Schadenersatz für die
Aktivphase und jener für den Rentenverlust als ver­
schiedene Leistungspaare zu behandeln sind. Auch
wenn der Wortlaut der gesetzlichen Koordinationsre­
geln gegen eine Differenzierung spricht 49, ist mit
Blick auf die unterschiedliche Funktion und Berech­
nungsweise, die eine solche Gliederung ohnehin ver­
langt, einer nach Einkommens- und RentenJeistungen
getrennten Regressabwicklung der Vorzug zu geben.
Mit diesem Vorgehen wird der Geschädigte, was
durchaus erwünscht ist, in aller Regel besser fahren,
da die den Rentenschaden z. T. weit übersteigenden
Sozialversicherungsleistungen nicht auf den Erwerbs­
schaden angerechnet werden. Dem Sozialversicherer
wird jener Betrag ersetzt, den er trotz der ausbleiben­
den Beitragsleistungen aufbringen muss. Seinen
Mehrleistungen steht dagegen kein Schaden gegen­
über.

VII. Weitere Konsequenzen und
Schlussbetrachtung

Die Ausweitung der Schadenersatzleistungen auf
die Altersversorgung und die hier vorgeschlagene
Berechnungsgrundlage tangiert auch die Versorger-

49 AJs Leistungen gleicher An gehen nach UVG 43 11 Ii I. c
und rvG 52 11 die Invalidenrenten und der Ersatz für Erwerbs­
unfähigkeit, der zwanglos auch den RClllcnschaden einschlicssl.
Der Katalog ist aber nicht abschliesscnd, und zudem kann nicht
davon ausgegangen werden, dass der Gesetzgeber bei Erlass
der Kongruenzbestimmungen das Problem des RClllcnscha­
dens erkannt hat. Da die Invalidenrente nur bis zur Entstehung
des Anspruches auf eine AJtersrente ausgerichtet wird, stcllt
sich das Problcm für die IV nicht. Die Koordinationsrcgcl
AHVG 481luinquics erfasst nur die Ahersrenten, die anstelle von
Invalidenrenten ausgerichtet werden, die blass exemplikative
Aufzählung steht der notwendigen Fortbildung aber nicht im
Wege.

schadensberechnung S0: Basis der Unterhaltsleistun­
gen bildet während der Erwerbsphase ebenfalls der
Nettolohn, im Ruhestand die Altersrente, so dass die
Versorgungsquote auf diesen Beträgen zu bilden ist.
Der Rentenschaelen errechnet sich analog dem Vor­
gehen bei voller Erwerbsunfähigkeit. Geht der/die
Versorgte seinerseits einem Erwerb nach, ist das Ren­
teneinkommen beider Partner zusammenzuzählen
und danach der dem Überlebenden zustehende
Betrag zu bestimmen St. Auch bei der Versorgerscha­
densberechnung ist freilich mit vereinfachten Annah­
men zu rechnen, dies um so mehr, als mit der Unter­
haltsquote die Kalkulation mit einem weiteren Un­
sicherheitsfaktor belastet ist.

Nachdem das Problem des Rentenschadens auch
vom Bundesgericht - zu Recht! - erkannt worden
ist, darf es nicht mehr einfach beiseite geschoben oder
allein aus Gründen der Praktikabilität auf einer fal­
schen Grundlage gerechnet werden. Zu erwägen ist
aber durchaus, ob dem Sozialversicherer, der durch
seine Leistungen elen Rentenverlust ausgleicht, nicht
ein Rückgriff gegenüber dem Haftpflichtigen für die
wegfallenden Beiträge zugestanden werden sollte 52

Dafür müsste aber in die einschlägigen Gesetze oder
in den geplanten Allgemeinen Teil zum Sozialversi­
cherungsrecht eine entsprechende Bestimmung auf­
genommen werden. Ein solcher Anspruch besteht
nach geltender Rechtslage nicht, denn der Sozialver­
sicherer tritt in die Rechtsstellung eies Geschädigten
ein und kann höchstens dessen Ansprüche geltend
machen, unel elazu gehören die Sozialversichemngs­
beiträge nun einmal nicht.

50 Davon geht auch ßrehm, Berncr Komm. N 25 Vorbem. zu
OR 45 und 46 aus, allerdings für die nun auch vom Bundesge­
richt übernommene Ausdehnung auf die Arbeitgeberbeiträge.

51 Vgl. dazu ElIlif W Stark: Ausservertragliches Haftpnicht­
rechl, Skriptum (2. A., Zürich 1988) N 131 ff. Bei Verheirateten
ist eine Kumulation der AHV-Leistungen nicht möglich, viel­
mehr ist zu berücksichtigen, welche Ehepaarrente mit dem
Arbeitserwerb beider Ehepartner erLiclt worden wäre, vgl. aber
die Vorbehalte in Anm. 38.

52 Eine solche Regelung ist, wie in Anm. 13 erwähnt, in
Deutschland verwirklicht. Sie setzt voraus, dass der Vorsorge­
schutz durch den Beilragsregress lats~ichlich auf einem sclm­
denfreien Niveau erhalten bleibt, der Versicherte quasi übcr
eine «unfallfeste Position» verfügt. Gegen eine solche Lösung
spricht allerdings, dass nicht mehr am Schaden des Betroffenen
angeknüpft wird, sondern an einem versicherungslcchnischcn
Bedarf, was sich mit der Zielsetzung des Haftp[]ichrrechts nur
schwer vereinbaren liisst.


